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Landesverordnung
zur Änderung der Verordnung zum Zentralörtlichen System*)

Vom 23. Juli 2024
Aufgrund des § 24 Absatz 3 des Landesplanungsge-
setzes in der Fassung vom 27. Januar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 405), verordnet 
die Landesregierung:

Artikel 1

Die Verordnung zum Zentralörtlichen System vom 
5. September 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 348) wird 
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe „Grömitz,“ wird die Angabe 
„Großenwiehe,“ eingefügt.

b) Nach dem Wort „Wacken“ wird das Komma 
durch das Wort „und“ ersetzt.

c) Nach der Angabe „Wankendorf“ werden die 
Wörter „und Wesselburen“ gestrichen.

2. In § 2 wird nach der Angabe „Uetersen,“ die 
Angabe „Wesselburen,“ eingefügt.

3. In § 6 Absatz 2 wird nach der Bezeichnung „Ra-
tekau,“ die Bezeichnung „Rellingen,“ eingefügt.

4. In § 8 Absatz 2 wird die Angabe „29. September 
2024“ durch die Angabe „29. September 2029“ 
ersetzt.

5. Die Anlage zu § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Zeile mit der Gemeindekennziffer 01053047 
wird wie folgt gefasst:

Gemeinde-
kennziffer

Gemeinde-
name

Nah-
bereich

Mittel-
bereich

„01053047 Gülzow Geest-
hacht

Geest-
hacht“

b) Die Zeile mit der Gemeindekennziffer 01053072 
wird wie folgt gefasst:

Gemeinde-
kennziffer

Gemeinde-
name

Nahbe-
reich

Mittel-
bereich

„01053072 Kröppels-
hagen-
Fahrendorf

Reinbek/
Glinde/
Wentorf 
bei 
Ham-
burg

Reinbek/
Glinde/
Wentorf 
bei 
Ham-
burg“

c) Die Zeile zu Gemeindekennziffer 01059101 
wird gestrichen.

d) Die Zeile mit der Gemeindekennziffer 01059115 
wird wie folgt gefasst:

Gemeinde-
kennziffer

Gemeinde-
name

Nahbe-
reich

Mittel-
bereich

„01059115 Großen-
wiehe

Großen-
wiehe

Flens-
burg“

e) Die Zeile zu Gemeindekennziffer 01059141 
wird gestrichen.

f) Die Zeile mit der Gemeindekennziffer 01059179 
wird wie folgt gefasst:

Gemeinde-
kennziffer

Gemeinde-
name

Nahbe-
reich

Mittel-
bereich

„01059179 Lindewitt Großen-
wiehe

Flens-
burg“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 29. September 2024 in 
Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 23. Juli 2024

D a n i e l  G ü n t h e r
Ministerpräsident 

Dr.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k
Ministerin

für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

*) Ändert LVO vom 5. September 2019, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 230-2-4
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Landesverordnung 
zur Änderung der Beihilfeverordnung*)

Vom 23. Juli 2024
Aufgrund des § 80 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 26. März 
2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 634), verordnet 
die Landesregierung:

Artikel 1

Die Beihilfeverordnung vom 15. November 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 863), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 12. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 641), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) In der Angabe zu § 6 werden die Wörter 
„Bemessung der Beihilfen“ durch die Wörter 
„Grundsatz der Beihilfefähigkeit“ ersetzt.

b) In der Angabe zu § 7 werden die Wörter „Be-
grenzung der Beihilfen“ durch die Wörter „Be-
messung der Beihilfen“ ersetzt.

c) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt geändert:

aa) § 8 wird nach § 7 in Abschnitt 3 zugeordnet.

bb) Die Wörter „Grundsatz der Beihilfefähig-
keit“ werden durch die Wörter „Begrenzung 
der Beihilfen“ ersetzt.

2. § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Angehörige beihilfeberechtigter Waisen sind 
nicht berücksichtigungsfähig.“

3. § 5 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a) Es folgender Satz 1 eingefügt:

„Aufwendungen für Heilkuren und dauernde Pfle-
gebedürftigkeit können gesondert von den Auf-
wendungen für Krankheit abgerechnet werden.“

b) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden die Sät-
ze 2 und 3.

4. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6 
Grundsatz der Beihilfefähigkeit

(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die dem 
Grunde nach notwendig und der Höhe nach an-
gemessen sind. Die Angemessenheit der Auf-
wendungen für ärztliche, psychotherapeutische 
und zahnärztliche Leistungen beurteilt sich nach 
dem Gebührenrahmen der Gebührenordnungen für 
Ärzte und Zahnärzte, für Psychologische Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten; soweit keine begründeten besonde-
ren Umstände vorliegen, kann nur eine Gebühr, 

*) Ändert LVO vom 15. November 2016, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 2032-1-17

die den Schwellenwert des Gebührenrahmens, 
bei zahnärztlichen Leistungen den 2,3-fachen 
Gebührensatz der Gebührenordnung für Zahnärzte 
(GOZ) vom 22. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2316), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 5. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2661), nicht 
überschreitet, als angemessen angesehen wer-
den. Aufwendungen einer Heilpraktikerin oder 
eines Heilpraktikers sind angemessen bis zur Höhe 
der in der Anlage 1 bestimmten Höchstbeträge. 
Über die Notwendigkeit und Angemessenheit 
entscheidet die Festsetzungsstelle. Sie kann dazu 
Gutachten einer Amts- oder Vertrauensärztin oder 
eines Amts- oder Vertrauensarztes einholen. Auf-
wendungen für ärztliche Leistungen, auch wenn 
diese pauschaliert in Rechnung gestellt werden, 
gelten als angemessen, wenn diese aufgrund 
Vereinbarungen gesetzlicher Krankenkassen nach 
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche 
Krankenversicherung – (SGB V) oder aufgrund 
von Verträgen zwischen Unternehmen privater 
Krankenkassen und Leistungserbringern erbracht 
werden, wenn dadurch Kosten für die Beihilfe 
eingespart werden. Aufwendungen für Leistun-
gen, die als integrierte Versorgung erbracht und 
pauschal berechnet werden, sind in der Höhe 
der Pauschalbeträge beihilfefähig, wenn dazu 
Verträge zwischen den Leistungserbringerinnen 
und Leistungserbringern und den Unternehmen 
der privaten Krankenversicherung abgeschlossen 
wurden oder Verträge zu integrierten Versorgungs-
formen nach § 140a SGB V bestehen.

(2) Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit ist, dass 
im Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen 
Beihilfeberechtigung besteht und bei Aufwendun-
gen für eine Angehörige oder einen Angehörigen 
diese oder dieser berücksichtigungsfähig ist. Die 
Aufwendungen gelten in dem Zeitraum als ent-
standen, in dem die sie begründende Leistung 
erbracht wird.

(3) Nicht beihilfefähig sind

1. Wahlleistungen,

2. Sach- und Dienstleistungen einer gesetzlichen 
Krankenkasse, der gesetzlichen Unfallversiche-
rung, der Rentenversicherung sowie sonstiger 
Leistungsträger; als Sach- und Dienstleistungen 
gelten auch Kostenerstattungen bei kieferor-
thopädischer Behandlung sowie Aufwendun-
gen, die darauf beruhen, dass die oder der 
Versicherte die bei der Behandlerin oder dem 
Behandler mögliche Sachleistung nicht als 
solche in Anspruch genommen hat;

dies gilt nicht für
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a) Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zwölf-
tes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII), wenn An-
sprüche auf den Sozialhilfeträger übergeleitet 
sind;

b) berücksichtigungsfähige Kinder (§ 3 Absatz 1 
Nummer 2) der oder des Beihilfeberechtigten, 
die in der gesetzlichen Kranken- und Pflege-
versicherung versichert sind,

3. gesetzlich vorgesehene Zuzahlungen, Kosten-
anteile, Abschläge für Verwaltungskosten und 
fehlende Wirtschaftlichkeitsprüfung,

4. Aufwendungen für Beamtinnen und Beamte, 
denen nach Maßgabe der §§ 112, 113 des 
Landesbeamtengesetzes Heilfürsorge zusteht,

5. Aufwendungen für Beamtinnen und Beamte 
sowie Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger, die nach Maßgabe des § 80a 
des Landesbeamtengesetzes einen Zuschuss 
zur Krankenversicherung erhalten; hiervon aus-
genommen sind beihilfefähige Aufwendungen 
bei Pflegebedürftigkeit,

6. Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass 
eine Kostenerstattung nach § 64 Absatz 4 
SGB V verlangt wird,

7. Selbstbehalte bei Kostenerstattung nach den 
§§ 13 und 53 SGB V,

8. Aufwendungen insoweit, als Schadensersatz 
von einem Dritten erlangt werden kann oder 
hätte erlangt werden können oder die Ansprü-
che auf einen anderen übergegangen oder 
übertragen worden sind; dies gilt nicht, soweit 
die Aufwendungen auf einem Ereignis beruhen, 
das nach § 52 des Landesbeamtengesetzes 
zum Übergang des gesetzlichen Schadenser-
satzanspruches auf den Dienstherrn führt.“

5. § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7
Bemessung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe bemisst sich nach einem Pro-
zentsatz der beihilfefähigen Aufwendungen (Be-
messungssatz). Der Bemessungssatz beträgt für 
Aufwendungen, die entstanden sind für

1. die oder den Beihilfeberechtigten nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 50 %,

2. die Empfängerin oder den Empfänger 
von Versorgungsbezügen, die oder 
der als solche oder solcher beihilfe-
berechtigt ist 70 %,

3. die Ehegattin oder den Ehegatten, die 
eingetragene Lebenspartnerin oder 
den eingetragenen Lebenspartner 70 %,

4. ein berücksichtigungsfähiges Kind 
sowie eine Waise, die als solche bei-
hilfeberechtigt ist 80 %,

5. die Mutter eines nichtehelichen Kindes 
des Beihilfeberechtigten (§ 3 Absatz 1 
Nummer 2 Halbsatz 2) 70 %.

Sind zwei oder mehr Kinder im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 Nummer 2 berücksichti-
gungsfähig, beträgt der Bemessungssatz 
für die Ehegattin oder den Ehegatten, die 
eingetragene Lebenspartnerin oder den 
eingetragenen Lebenspartner 90 %,
für beihilfefähige Aufwendungen bei Pfle-
gebedürftigkeit 70 %.
Sind drei oder mehr Kinder berücksichti-
gungsfähig, beträgt der Bemessungssatz 
für alle berücksichtigungsfähigen Kinder 
im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 2 90 %,
für beihilfefähige Aufwendungen bei Pfle-
gebedürftigkeit 80 %.
Sind zwei oder mehr Kinder berücksich-
tigungsfähig im Sinne des § 3 Absatz 1 
Nummer 2, beträgt der Bemessungssatz 
für die oder den Beihilfeberechtigten nach 
Satz 2 Nummer 1 70 %.
Bei mehreren Beihilfeberechtigten be-
trägt der Bemessungssatz nur bei einer 
oder einem von ihnen zu bestimmenden 
Berechtigten 70 %;

die Bestimmung kann nur in Ausnahmefällen neu 
getroffen werden. Satz 6 ist nicht anzuwenden, 
wenn einer oder einem Beihilfeberechtigten be-
reits aus anderen Gründen ein Bemessungssatz 
von 70 % zusteht. Satz 2 Nummer 1 gilt auch 
für die entpflichtete Hochschullehrerin oder den 
entpflichteten Hochschullehrer, der oder dem 
aufgrund einer weiteren Beihilfeberechtigung nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, die jedoch gemäß 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nachrangig ist, 
ein Bemessungssatz von 70 % zustehen würde.

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten 
die Aufwendungen

1. nach § 9 Absatz 1 Nummer 8 als Aufwendun-
gen der jüngsten verbleibenden Person,

2. einer Begleitperson als Aufwendungen der oder 
des Begleiteten,

3. nach § 15 Nummer 1 bis 4 als Aufwendungen 
der Mutter,

4. nach § 15 Nummer 5 für das gesunde Neu-
geborene als Aufwendungen der Mutter,

5. nach § 9 Absatz 1 Nummer 13 als Aufwendun-
gen der oder des Beihilfeberechtigten; Kosten, 
die einer oder einem berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen zuzuordnen sind, gelten als ihre 
oder seine Kosten,

6. nach § 9 Absatz 1 Nummer 11 als Aufwen-
dungen der Organempfängerin oder des Or-
ganempfängers.
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(3) Für beihilfefähige Aufwendungen, für die trotz 
ausreichender und rechtzeitiger Versicherung we-
gen angeborener Leiden oder bestimmter Krank-
heiten aufgrund eines individuellen Ausschlusses 
keine Versicherungsleistungen gewährt werden 
oder für die die Leistungen auf Dauer eingestellt 
worden sind (Aussteuerung), erhöht sich der 
Bemessungssatz um 20 %, jedoch höchstens 
auf 90 %. Satz 1 gilt nur, wenn das Versiche-
rungsunternehmen die Bedingungen nach § 257 
Absatz 2a Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Kranken-
versicherung - (SGB V) erfüllt.“

6. § 8 wird nach § 7 in Abschnitt 3 eingefügt und 
erhält folgende Fassung:

„§ 8 
Begrenzung der Beihilfen

(1) Dem Grunde nach beihilfefähig sind die beihil-
ferechtlich zu berücksichtigenden Aufwendungen 
ohne Einschränkungen und Begrenzungen. Die 
Versicherungsleistungen sind nachzuweisen. Bei 
Versicherung nach einem Prozentsatz genügt der 
Nachweis des Versicherungsscheines.

(2) Die errechnete Beihilfe darf zusammen mit 
den aus demselben Anlass gewährten Leistun-
gen aus einer Krankenversicherung, einer Pfle-
geversicherung, aufgrund von Rechtsvorschriften 
oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen die dem 
Grunde nach beihilfefähigen Aufwendungen nicht 
übersteigen; die Begrenzung der Beihilfe erfolgt je 
Beleg. Hierbei bleiben Leistungen aus Krankenta-
gegeld-, Krankenhaustagegeld-, Pflegetagegeld-, 
Pflegerentenzusatz- und Pflegerentenversiche-
rungen, soweit diese nicht der Befreiung von 
der Versicherungspflicht nach § 22 Elftes Buch 
Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – 
(SGB XI) dienen, unberücksichtigt.

(3) Bei Ansprüchen auf Krankenhilfe, Geldleistung 
oder Kostenerstattung auf Grund von Rechtsvor-
schriften oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen 
sowie bei in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherten Personen sind vor Berechnung der 
Beihilfe die gewährten Leistungen in voller Höhe 
von den beihilfefähigen Aufwendungen abzu-
ziehen. Von den Aufwendungen für Zahnersatz, 
Zahnkronen und Suprakonstruktionen sind 65 % 
(ab 01.11.2024 60 %) als gewährte Leistung von 
den beihilfefähigen Aufwendungen abzuziehen.

(4) Aufwendungen für Leistungen innerhalb der Eu-
ropäischen Union sind wie im Inland entstandene 
Aufwendungen zu behandeln. § 6 Absatz 1 Satz 2 
ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. Aufwen-
dungen für Leistungen außerhalb der Europäischen 
Union sind beihilfefähig bis zu der Höhe, in der 
sie im Inland entstanden und beihilfefähig wären. 
Ohne Beschränkung auf die Höhe der im Inland 

beihilfefähigen Aufwendungen sind außerhalb der 
Europäischen Union entstandene Aufwendungen 
beihilfefähig, wenn

1. sie während einer Dienstreise entstanden sind 
und die Behandlung nicht bis zu einer Rückkehr in 
das Inland hätte aufgeschoben werden können,

2. die Beihilfefähigkeit vor Antritt der Reise 
anerkannt worden ist; die Anerkennung der 
Beihilfefähigkeit kommt ausnahmsweise in 
Betracht, wenn ein von der Festsetzungsstelle 
beauftragtes ärztliches Gutachten nachweist, 
dass die Behandlung außerhalb der Europä-
ischen Union zwingend notwendig ist, weil 
hierdurch eine wesentlich größere Erfolgs-
aussicht zu erwarten oder eine Behandlung 
innerhalb der Europäischen Union nicht möglich 
ist; in begründeten Ausnahmefällen kann die 
Anerkennung nachträglich erfolgen,

3. für aus Anlass einer Heilkur außerhalb der Europä-
ischen Union entstandene Aufwendungen ein 
Gutachten einer oder eines von der obersten 
Dienstbehörde bestimmten Ärztin oder Arztes dar-
über vorgelegt wird, dass die Heilkur wegen we-
sentlich größerer Erfolgsaussichten außerhalb der 
Europäischen Union dringend notwendig ist, oder

4. im Rahmen einer Notfallversorgung im Ausland 
für die behandelte Person keine Möglichkeit 
bestand, für die erbrachten medizinischen not-
wendigen Leistungen eine kostengünstigere in-
ländische Behandlung in Anspruch zu nehmen.“

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden nach den Wörtern 
„verbrauchten Stoffe“ die Wörter „sowie 
die bei Vorliegen einer psychischen Er-
krankung aus dem Indikationsspektrum 
der Psychotherapie-Richtlinie oder der 
neuropsychologischen Therapie von einer 
Psychologischen Psychotherapeutin oder 
einem Psychologischen Psychotherapeuten 
oder einer Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutin oder einem Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten verordneten 
ergotherapeutischen Leistung“ eingefügt.

bb) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Angabe „Artikel 14 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754)“ 
wird durch die Angabe „Artikel 5 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2793, 2812)“ ersetzt.

bbb) Die Angabe „Artikel 6 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754)“ 
wird durch die Angabe „Artikel 3a 
des Gesetzes vom 19. Juli 2023 
(BGBl.  2023 I Nr. 197)“ ersetzt.
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ccc) Nach den Wörtern „vorstehend ge-
nannten entsprechen“ werden ein 
Semikolon und die Wörter „Aufwen-
dungen für die Unterbringung einer 
Begleitperson können außerhalb 
des Krankenhauses bis zur Höhe 
von 13,00 € täglich als beihilfefä-
hig anerkannt werden, wenn nach 
einer amts- oder vertrauensärztlichen 
Feststellung die Unterbringung der 
Begleitperson wegen des Alters des 
Kindes und seiner stationären Lang-
zeittherapie erfordernden schweren 
Erkrankung aus medizinischen Grün-
den notwendig ist“ eingefügt.

cc) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a 
eingefügt:

„6a.  eine stationsäquivalente psychiatrische 
Behandlung nach § 115d SGB V,“

dd) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 7a 
eingefügt:

„7a.  eine außerklinische Intensivpflege 
entsprechend § 37c SGB V, wenn 
die Notwendigkeit ärztlich beschei-
nigt wurde,“

ee) Die bisherige Nummer 7a wird die Nummer 7b.

ff) In Nummer 15 werden nach dem Wort 
„Komplextherapie“ die Wörter „(einschließ-
lich Patientenschulungsmaßnahmen für 
chronisch Kranke im Sinne des § 43 Ab-
satz 1 Nummer 2 SGB V)“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen für

1. eine Untersuchung oder Behandlung nach 
einer wissenschaftlich nicht allgemein an-
erkannten Methode,

2. Heil- und Hilfsmittel von geringem oder 
umstrittenem therapeutischen Nutzen oder 
geringem Abgabepreis,

3. Arzneimittel, die ihrer Zweckbestimmung 
nach üblicherweise bei geringfügigen Ge-
sundheitsstörungen verordnet werden, 
hierunter fallen

a)  Arzneimittel zur Anwendung bei Erkäl-
tungskrankheiten und grippalen Infekten 
einschließlich der bei diesen Krankhei-
ten anzuwendenden Schnupfenmittel, 
Schmerzmittel, hustendämpfenden und 
hustenlösenden Mittel für Personen, die 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
haben,

b)  Mund- und Rachentherapeutika, sofern 
diese nicht wegen einer Pilzinfektion 
oder bei geschwürigen Erkrankungen 

der Mundhöhle und nach chirurgischen 
Eingriffen im Hals-Nasen-Ohrenbereich 
medizinisch notwendig sind,

c) Arzneimittel gegen Reisekrankheit,

4. unwirtschaftliche Arzneimittel,

5. Mittel, die geeignet sind, Güter des tägli-
chen Bedarfs zu ersetzen,

6. Nahrungsergänzungsmittel, Geriatrika und 
Stärkungsmittel,

7. Arznei- und Hilfsmittel zur Behandlung 
einer sexuellen Dysfunktion; die Beihilfe-
fähigkeit von ärztlich verordneten Arznei- 
und Hilfsmitteln ist nur dann zu bejahen, 
wenn die sexuelle Dysfunktion Folge einer 
behandlungsbedürftigen Krankheit ist (also 
insbesondere einer Arteriosklerose, eines 
Diabetes mellitus, einer ausgedehnten Ope-
ration im kleinen Becken (Tumor) oder nach 
einer Querschnittslähmung, etc.),

8. Präparate zur Behandlung von Haarausfall.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die für das Beihilferecht zuständige obers-
te Landesbehörde kann die Beihilfefähigkeit 
von Aufwendungen

1. für bestimmte ärztliche, zahnärztliche und 
psychotherapeutische Leistungen vom Vor-
liegen von Indikationen abhängig machen,

2. für die in Absatz 1 Nummer 3 bezeichneten 
Heilmittel begrenzen.“

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „nach 
amts- oder vertrauensärztlichem Gutach-
ten“ gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird das Wort „vier“ durch 
das Wort „sechs“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 werden die 
Wörter „nach dem Gutachten der Amts- oder 
Vertrauensärztin oder des Amts- oder Vertrau-
ensarztes“ gestrichen.

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter 
„nach amts- oder vertrauensärztlichem Gut-
achten“ gestrichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „das Ge-
setz vom 4. Oktober 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 405, ber. S. 534)“ durch die Angabe 
„Artikel 2 des Gesetzes von 3. Mai 2022 
(GVOBl. Sch.-H. S. 551, 556), Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 62 
der Verordnung vom 27. Oktober 2023 
(GVOBl. Schl.-H. S. 514, 528),“ ersetzt.
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bb) In Nummer 2 werden die Wörter „nach dem 
Gutachten der Amts- oder Vertrauensärz-
tin oder des Amts- oder Vertrauensarztes“ 
gestrichen.

10. In § 12 Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe „§§ 6“ 
ersetzt durch die Angabe „§§ 7“.

11. § 12a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für Aufwendungen bei häuslicher Pflege 
durch geeignete Pflegekräfte (§ 36 Absatz 4 
Satz 2 und 3 SGB XI) sind entsprechend den 
Pflegegraden des § 15 SGB XI monatlich 
höchstens folgende Pauschalen beihilfefähig:

in Pflegegrad 2 761 €,
in Pflegegrad 3 1.432 €,
in Pflegegrad 4 1.778 €,
in Pflegegrad 5 2.200 €.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Bei häuslicher Pflege durch selbst beschaffte 
Pflegehilfen (§ 37 SGB XI) sind entsprechend 
den Pflegegraden des § 15 SGB XI monatlich 
höchstens folgende Pauschalen beihilfefähig:

in Pflegegrad 2 332 €,
in Pflegegrad 3 573 €,
in Pflegegrad 4 765 €,
in Pflegegrad 5 947 €.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 4 wird folgender Satz 6 eingefügt:

„Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsur-
laub, Krankheit oder aus anderen Gründen 
an der Pflege gehindert, die eine oder 
einen Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 4 
oder 5 betreut, die oder der das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, steht 
ein gemeinsamer Jahresbetrag aus Ver-
hinderungs- und Kurzzeitpflege in Höhe 
von insgesamt 3.386 € je Kalenderjahr 
zur Verfügung.“

bb) Die bisherigen Sätze 6 und 7 werden die 
Sätze 7 und 8.

d) In Absatz 5 Satz 4 werden nach den Wörtern 
„sechs Wochen“ ein Komma und die Wörter 
„in den Fällen des Absatzes 4 Satz 6 für bis 
zu acht Wochen“ und daran anschließend ein 
Komma eingefügt.

12. § 12c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe „1.400“ durch 
die Angabe „1.600“ ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Angabe „§ 6“ durch 
die Angabe „§ 7“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „§ 6“ 
durch die Angabe „§ 7“ ersetzt.

13. In § 12d Absatz 1 Satz 1 werden nach den 
Wörtern „bewilligt hat“ ein Semikolon und die 
Wörter „zertifizierte digitale Pflegeanwendungen 
sind bis zu einer Höhe von 50 € beihilfefähig“ 
eingefügt.

14. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

15. In § 16 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „(§ 8 
Absatz 2)“ durch die Angabe „(§ 6 Absatz 2)“ 
ersetzt.

16. In Anlage 1 wird die Angabe „(zu § 8 Absatz 1 
Satz 3 BhVO)“ ersetzt durch die Angabe „(zu 
§ 6 Absatz 1 Satz 3 BhVO)“.

17. Anlage 2 (zu § 9 Absatz 1 Nummer 1 BhVO) 
wird durch Anlage 2 aus dem Anhang 1 zu dieser 
Verordnung ersetzt.

18. In Anlage 3 (zu § 9 Absatz 1 Nummer 1 BhVO) 
wird in Nummer 1 das Wort „Gesetz“ durch das 
Wort „Verordnung“ ersetzt.

19. Anlage 4 (zu § 9 Absatz 1 Nummer 3 BhVO) 
wird durch Anlage 4 aus dem Anhang 2 zu dieser 
Verordnung ersetzt.

20. Anlage 5 (zu § 9 Absatz 1 Nummer 4 BhVO) 
wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach den Wörtern „Elektrostimulations-
gerät (z.B. Defibrillatorweste“ werden 
ein Komma und die Angabe „Exopulse 
Mollii Suit Ganzkörperanzug, CEFALY“ 
eingefügt.

bb) Nach den Wörtern „Körperersatzstücke 
einschl. Zubehör“ wird die Angabe „(z.B. 
Prothesen-BH, Prothesen-Badeanzug, 
Schwimmbrustprothese)“ eingefügt.

cc) Die Wörter „Übertragungsanlagen, wenn 
nach differenzierter fachärztlicher pädau-
diologischer Diagnostik bei Bestehen einer 
auditiven Verarbeitungs- und Wahrneh-
mungsstörung auch eine Einschränkung 
des Sprachverständnisses im Störschall 
besteht“ werden durch die Wörter „Über-
tragungsanlagen, wenn Bedarf nach diffe-
renzierter fachärztlicher pädaudiologischer 
Diagnostik besteht“ ersetzt.

b) Nummer 7 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „(§ 8 Absatz 1)“ wird durch 
die Angabe „(§ 6 Absatz 1)“ ersetzt.

bb) Unter den Wörtern „Elektronisches No-
tizbuch“ wird die Angabe „Encasings 
(Bezüge für Matratzen, Bettdecken und 
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Kissen, die den Kontakt zwischen Haus-
staubmilbenkot und Allergiker verhindern 
beziehungsweise vermindern sollen)“ ein-
gefügt.

c) Nummer 9.1 wird wie folgt gefasst:

„9.1  Voraussetzungen für die Beschaffung 
von Sehhilfen 

Voraussetzung für die Beschaffung einer 
Brille (Nummer 9.2) oder von Kontakt-
linsen (Nummer 9.3) ist die schriftliche 
Verordnung einer Fachärztin oder eines 
Facharztes für Augenheilkunde oder die 
Refraktionsbestimmung einer Augenop-
tikerin oder eines Augenoptikers.“

d) In Nummer 9.2 werden vor dem Satz „Je Brille 
sind für eine Fassung 60,00 € beihilfefähig.“ 
folgende Sätze eingefügt: „Bei Vorliegen ei-
ner progressiven Myopie bei Kindern ist für 
Defocus Incorporated Multiple Segments-
Brillengläser (D.I.M.S.-Gläser) ein Zuschlag in 
Höhe von 40,00 € je Glas beihilfefähig, wenn 
der progressive Verlauf in einem Zeitraum 
von drei Jahren nachweisbar ist. Die Gläser 
gelten als Einstärkengläser.“

Artikel 2

Artikel 1 Nummer 11 und Nummer 12 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa treten mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2024 in Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung 
am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 23. Juli 2024

D a n i e l  G ü n t h e r
Ministerpräsident

M o n i k a  H e i n o l d
Finanzministerin
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Landesverordnung
zur Änderung der Verwaltungsgebührenverordnung*)

Vom 6. August 2024
Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 1002, 1003), Ressortbezeichnungen zu-
letzt ersetzt durch Artikel 64 der Landesverordnung 
vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 514, 
528), in Verbindung mit § 5 Absatz 1 der Verwal-
tungsgebührenverordnung vom 26. September 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 476), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 31. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 464), verordnet das Ministerium für Inneres, Kom-
munales, Wohnen und Sport:

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Verwaltungsgebüh-
renverordnung vom 26. September 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 476), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 31. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 464), wird 
wie folgt geändert:

1. Die Tarifstelle 16.1.2.1 erhält folgende Fassung:

“16.1.2.1 Erteilung der 
Erlaubnis 

für jedes 
Erlaubnisjahr 
0,13 ‰ des 
Bruttospielertra-
ges des zweiten 
Geschäftsjahres 
mindestens 
15 000 €

Anmerkung 
zu Tarifstelle 
16.1.2.1:

Bei der Erteilung 
der Erlaubnis 
ist zunächst 
eine vorläufige 
Gebühr fest-
zusetzen. Die 
endgültige Ge-
bühr ist auf der 
Grundlage des 
Bruttospielertra-
ges des zweiten 
Geschäftsjahres 
zu berechnen. “

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 6. August 2024

D r.  S a b i n e  S ü t t e r l  i n – W a a c k
Ministerin

für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

*) Ändert Allg. Gebührentarif vom 26. September 2018, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-58

Landesverordnung
zur Änderung der Hafenverordnung*)

Vom 19. August 2024
Aufgrund des § 93 Absatz 1, § 99 Absatz 3 Num-
mer 1 und 2 des Landeswassergesetzes vom 13. No-
vember 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 Nummer 3 des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 1002, 
1003), und § 175 Absatz 1 und Absatz 3 des Lan-

*) Ändert LVO vom 25. November 2014, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 753-2-138

desverwaltungsgesetzes verordnet das Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus:

Artikel 1

Die Hafenverordnung vom 25. November 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 385), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 21. Februar 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 90), wird 
wie folgt geändert:
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1. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 
eingefügt:

„5.  die See-Sportbootverordnung vom 29. Au-
gust 2002 (BGBl. I S. 3457), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
3. März 2020 (BGBl. I S. 412),“

b) Die bisherige Nummer 5 wird die Nummer 6.

2. § 16a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden 
die Nummern 2 und 3.

b) Absatz 3 wird gestrichen.

3. § 34 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a. Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 
eingefügt:

„3.  § 16 Absatz 1 der See-Sportbootver-
ordnung vom 29. August 2002 (BGBl. I 
S. 3457), zuletzt geändert durch Artikel 3 
der Verordnung vom 3. März 2020 (BGBl. I 
S. 412),“

b. Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die 
Nummern 4 und 5.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 
am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Artikel 1 
Nummer 2 tritt am 8. September 2024 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 19. August 2024

C l a u s  R u h e  M a d s e n
Minister

für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus

Verkündungen im Nachrichtenblatt Schule des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 143 Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 21. März 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 178) wird auf folgende im Nachrichtenblatt 
Schule des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des 
Landes Schleswig-Holstein (NBl. MBWFK Schl.-H.) verkündete Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung Verkündet im NBl. 
MBWFK Schl.-H.
Nummer Seite

Tag des 
In-Kraft-Tretens

Landesverordnung zur Änderung schulrechtlicher 
Vorschriften
Vom 19. Juni 2024
Artikel 1 ändert LVO vom 21. Juni 2019,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-236 
Artikel 2 ändert LVO vom 21. Juni 2019
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-237

6/7/2024 192 17. Juli 2024

Landesverordnung zur Änderung der Pflichtstunden-
verordnung 
Vom 18. Juni 2024
Ändert LVO vom 30. April 2014,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-205

6/7/2024 201 30. Juli 2024
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Hinweis:   Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http://
www.schleswig-holstein.de (→ Landesrecht) abgerufen 
werden.


